
WeJene

'eissnitr?
„ad Bad
Dur aben

direktion

S

erne
sitzende

gläse

rKonstrattj,

tödriehrot

ca Th.

4

Halleſ
randeszeitung
Jahrgang 215

eitun
virz Sachſen

für Anhalt und Thüringen. 1920 Nr. 289
e and auswärtige Bezieher monatlich Mk. 7.50, vierteljährlich p. 54 mm breite mm-Grundzeile 60 Die 5geſp. 90 wrn breiteMorgen- Ausgabe Anzeigenpreis u amezeile 3,00.4. Rabatt nach Tarif. Erfüllungeort Halle-Saaie.ezugspreis: im. 2 frei Haus. Durch die Poſt bezogen zuzüglich poßſtal. Beſtellgeld.

eie Halle Saale: Leipziger Straße 61/62. Fernruf Fentrale 7801,geſcſtsſtele
abends von

7 Uhr an Redaktion 5609 und 5610. Poſtſcheckkonto: Leipzig 20512. Donnerstag, 8. Juli

Polen und die Konferenz in Spa
w. Spa, 7. Juli.

Wie der „Soir“ meldet, haben ſich Marſchall Foch und
Marſchall Wilſon lebhaft mit den kürzlichen militäriſchen Er

n an der polniſchen Front beſchäftigt. Das Blatt
zu wiſſen, daß die Polen in Spa von den Alliierten

keine unterſtützung durch Entſendung von
Truppen, ſondern die Entſendung von Munition
und Waffen erbitten werden.

Severing geht nach Spa
w. Berlin, 7. Juli.

Als Vertreter der Sicherheitspolizei begibt ſich
heute abend der preußiſche Miniſter des Jnnern Severing
nach Spa. Den dortigen fremden Diplomaten ſoll es aufge
fallen ſein, daß die Sicherheitspolizei, über die bei den Verhand
lungen zuſammen mit der Reichswehr geſprochen werden ſoll,
in der deutſchen Delegation bis jetzt nicht vertreten iſt.

In Begleitung des Reichsminiſters für Juſtiz, Heinze,
begab ſich der Geheime Regierungsrat Schmied, der Refe-
rent im Reichsminiſterium des Jnnern für die Angelegenheiten
der Sicherheitspolizei iſt, zur Teilnahme an der Konferenz
nach Spa.

Die zweite Sitzung
Wir berichteten in unſerer geſtrigen Abendausgabe bereits

kurz über den Verlauf der 2. Tagung, müſſen aber in Anbetracht
der Wichtigkeit nochmals darauf zurückkommen.

Die zweite Sitzung der Konferenz, an welcher auf deutſcher
Eeite Reichskanzler Fehrenbach, Miniſter des Aeußern
Dr. Simons, Reichswehrminiſter Dr. Geßler und General
von Seeckt teilnahmen, wurde geſtern kurz nach 245 Uhr durch
den Miniſterpräſident Delacroix mit der Frage eröffnet,
welches Mitglied der deutſchen Delegation den Auftrag habe, die
Noten der Entente in der Frage der Fntwaff-
nung zu beantworten. Der Reichskanzler entgegnete, daß

Keichswehrminiſter Dr. Geßler dazu bereit ſei.
Reichswehrminiſter Dr. Geßler ging ſofort in längeren

Ausführungen auf die ganze Entwaffnungsfrage ein.
Er ſchilderte den gegenwärtigen Zuſtand; ſtatt der

100 000 Mann ſei unſer Heer noch 200 000 Mann ſtark, das
Naterial ſei ziemlich vollſtändig abgegeben, wenn auch über ein
zelne Punkte der Abgabe noch Differenzen mit den militäriſchen
Ueberwachungskommiſſionen der Entente beſtänden. Die

200000 Mann ſeien für die deutſche Regierung
eine unumgängliche Notwendigkeit. Sie ſtellten
das Minimum deſſen dar, was wir angeſichts der politiſchen Un-
ruhen, die immer wieder zum Ausbruch kämen, brauchten. Die
wirtſchaftliche Depreſſion, das Heer der Arbeitsloſen,
das zunähme und durch neue Entlaſſungen weiter vergrößert
werden würde, die Kriegsbeſchädigten, die Flücht-

linge aus den ab getretenen und beſetzten Ge
vieten, die Schwierigkeiten, die wir mit der Eintreibung der
neuen Steuern hätten alles das mache eine ſtarke Macht in
der Hand der Regierung notwendig. Auch ſei die Regierung durch
das Schickſal der zwanzigtauſend Offiziere, die
von der Entlaſſung betroffen ſeien, und deren Lage und Ab-
ſichten niemand kenne, in ſtarker Sorge. Unter den obwaltenden
Umſtänden halte er die deutſche Regierung für außerſtande, die
VPehrmacht weiter zurückzuſchrauben.
Lloyd George ergriff darauf das Wort und zählte die
Punkte auf, in denen die Alliierten Deutſchland Nichterfüllung
des Friedensvertrages in militäriſchen Dingen zum Vorwurf
machen, insbeſondere, daß die Reichswehr ſliatt einhundet-
tauſend Mann zteihunderttauſend Köpfe umfaſſe, und daß
Deutſchland ſtatt der ihm zugeſtandenen zweitauſend Maſchinen
gewehre fünfzigtauſend habe, ſtatt der ihm zugeſtandenen 280
Eeſchütze zwölftauſend. An Gewehren ſeien zwar 1,5 Millionen
abgeliefert und die Hälfte davon bereits zerſtört. Es unterliege
jedoh keinem Zweifel, daß noch außerordentlich große
Veſtände in den Händen der deutſchen Bevölke-

eigniſſe

glaubt

bedrohliche Anzeichen in Braunſchweig
b. Braunſchweig, 7. Juli.

Aufſehenerregende Einzelheiten über den gegenwärtigen
Stand der revolutionären Umſturzbewegung in Braunſchweig
find von gutunterrichteten Kreiſen der Braunſchweiger Landes-
zeitung“ zugegangen. Danach wird in Braunſchweig durch
Radikale eine lebhafte Werbearbeit für einen Ende dieſer Woche
zu beginnenden neuen politiſchen Generalſtreik gemacht. Neben

der Generalſtreikleitung entfaltet ein neuer revolutio-
närer Aktionsausſchuß hier eine fieberhafte Tätigkeit.
Vor einigen Tagen fand in der Stadt Braunſchweig eine von
Vertretern der revolutionären Arbeiterſchaft aus der näheren
und weiteren Umgebung beſuchte große Verſammlung ſtatt, in
der das Programm der bevorſtehenden großzügigen Aktion feſt

veſetzt wurde. Beſonders iſt die Organiſation und Aufgabe der
Roten Armee beſprochen worden, die heute ſchon in der

Stadt und im Oberkommandobezirk Braunſchweig 3500 bis
400 Mann ſtark und gut bewaffnet iſt. Zu dem Aktions

bezirk Braunſchweig gehören die Städte und Bezirke:
Nagdeburg, Halberſtadt, Hannover-Linden,
Hildesheim, Gelſenkirchen und Bieklefeld. Bei
der Zentrale in Braunſchweig treffen täglich zahlreiche Ordon
angen und Kuriere aus allen Teilen des Deutſchen Reiches ein,
die in Braunſchweig auf den Bahnhöfen von Vertrauensleuten
Wöeholt und in die verſchiedenen Lokale und Quartiere geleitet
verden. Eine rege Tätigkeit auf den Straßen der Stadt Braun

Kwio läßt auf. unmittelbar bevorſtehende ernſte Tage ſchließen

rung ſeien. Was gedenke die deutſche Regierung zu tun und
was habe ſie bereits getan, um dieſe Gewehre den Alliierten
auszuliefern? Der Beſitz dieſer Gewehre ſei ein politiſches
Gefahrenmoment von außerordentlicher Schwere. Jhm gegen-
über ſei es verhältnismäßig gleichgültig, ob die Heeresſtärke
Deutſchlands einhunderttauſend, zweihunderttauſend oder drei-
hunderttauſend Mann betrage. Deutſchland ſei dauernd eine
ſchwere Gefahr für ſeine Nachbarn. Dieſe Gefahr wollten die
Alliierten nicht mehr länger laufen und auch für die deutſche
Regierung ſei dieſer Zuſtand höchſt bedenklich. Was gedenke die
deutſche Regierung dagegen zu tun? Es fehle ihr entweder am
guten Willen oder an Macht. Die Alliierten erwarte-
ten von der deutſchen Regierung bis morgen
vormittag beſtimmte Pläne, wie ſich die Aus
lieferung dieſer Waffen und die Herabſetzung
des Heeres auf einhunderttauſend Mann ge
ſtalten ſolle.

Reichskanzler Fehrenbach betonte darauf in ſehr ausführlichen und jebhaften Darlegungen die Schwierigkeiten der
Aufſtellung eines ſicheren Planes. Wenn die Alliierten uns Ver
trauen ſchenken und uns die Machtmiktel belaſſen wollten, dann
würden wir die Auslieferung der Waffen und die Herabſetzung
des Heeres leichter bewerkſtelligen können. Er mache auch darauf
aufmerkſam, daß die Wiedergutmachungsforde-
rungen der Alliierten von dem Beſtehen einer
genügend großen Wehrmacht in Deutſchland ab
hängig ſeien.Jn ſcharfer Weiſe erwiderte darauf Llohd George, daß
die Alliierten khare Daten und Ziffern wollten. Die
Konferenz von Spa, die er eingeleitet habe, da er es für zweck
mäßig halte, ſich geſchäftlich zu unterhalten, ſtatt ſich Noten zu
ſchicken, hätte ſonſt keinen Zweck mehr.

Miniſter Dr. Simons erwiderte, daß wir nak Lage der
Dinge nicht hätten annehmen können, daß die militäriſchen Fragen
an erſter Stelle in Spa beſprochen werden würden. Es ſei
zweifelhaft, ob wir bis morgen vormittag wirklich in der Lage
ſein würden, beſtimmte Pläne vorzulegen.

Lloyd George erwiderte, man werde uns genügend
Zeit laſſen, und Miniſterpräſident Delacroix ſetzte darauf
die nächſte Sitzung auf n 312 Uhr nachmittags an.

(Von unſerem Sonderberichkerſtatter.)
k. Spa, 7. Jußi.
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Augenblicklich ſtellt ſich die Lage nach der „Nationalzeikung“
folgendermaßen dar:

Entweder die von den Deutſchen erwartete Antwort be
friedigt die Entente oder die Konferenz iſt geſtreckt. Jn unter-
richteten Kreiſen wird dem Mitarbeiter der „Nationalzeitung“
erklärt, daß wohl zu erwarten ſei, die deutſchen Delegierten
würden, um Zugeſtändniſſe in den wirtſchaftlichen Fragen zu
erlangen, ſoweit wie möglich eine größere Ausdehnung der mili-
täriſchen Frage verhindern. Ueber die geſtrige äußerſt erregte
Sitzung äußerte ſich der franzöſiſche Delegierte naheſtehenden
Perſönlichkeiten, daß das feſte und ſcharfe Auftreten
Lloyd Georges als ein Zeichen dafür zu betrachten ſei,
daß Millerands Einfluß in der Entwaffnungsfrage
durchgedrungen ſei. Sowohl in deutſchen, als auch in alliierten
Kreiſen wird das Ergebnis der geſtrigen Sitzung als eine
Schlappe Fehrenbachs und Geßlers betrachtet.
Geßkers ſchlechtes Abſchneiden wird damit entſchuldigt, daß er
von der Reiſe übermüdet war. Von zuverläſſiger Seite wird
noch mitgeteilt, daß vor der Abreiſe der deutſchen Delegierten
nach Spa ein Ententediplomat dem Reichskanzler Fehrenbach
im Namen Lloyd Georges mitteilte, daß die militäriſche
Frage in erſter Linie auf der Konferenz von
Spa erörtert würde und der Ententediplomat habe Fehren-
bach ferner den Rat gegeben, die militäriſchen Sachver-
ſtändigen gleich mitzubringen.

(Siehe auch 2. Seite.)
S

Das proviſoriſche Oberkommando der bewaffneten
Arbeiterſchaft beſteht in Braunſchweig aus zwei Haupt-
leuten und mehreren Zugführern. Jeder Zug iſt 200 Mann
ſtark. Als Hauptleute fungieren ehemalige ruſſiſche Offi-
ziere, die in der Stadt Braunſchweig ihre Quartiere aufge-
ſchlagen haben und ſich ganz ungezwungen in den Straßen der
Stadt und in den öffentlichen Lokalen bewegen. An den täglich
hier ſtattfindenden Zuſammenkünften und Beratungen ſoll auch
ein Mitglied der Braunſchweiger linksradikalen Staatsregierung
mit regem Jntereſſe teilnehmen. Die unrühmlich bekannt ge
wordene frühere revolutionäre Volkswehr (Rote Garde)
und die Volksmarinediviſion ſind in Braunſchweig
ebenfalls wieder in Tatbereitſchaft und bis 1300 Köpfe ſtark.
Sehr auffällig erſcheint in Verbindung mit dieſen Vorgängen
auch eine neuerdings von dem Braunſchweiger Unabhängig-
Spartakiſtiſchen Staatsminiſterium in Angriff genommene und
mit großer Eile betriebene Umgeſtaltung der Braun
ſchweiger Sicherheitspolizei, die bisher nur aus
zuverläſſigen, bürgerlichen Elementen beſtand. Die von links-
radikalen Einflüſſen bisher verſchont gebliebenen Landesein-
wohnerwehren ſollen nach dem Willen der Braunſchweiger Re
gierung gleichfalls unverzüglich im Sinne der Radikalen reorga-
niſiert und in eine revolutionäre Kampforganiſation umgewan-
delt werden,
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Die Deutſchnationalen Dr. Wienbeck, Paulag Müller,
Dr. Helfferich und Miunm haben eine kleine Antrage an den
Reichstag geſtellt. Darin heißt es:

Fernruf Amt Kurfürſt Ar. 6290

Der „Berliner LokalAnzeiger“ berichtet in ſeiner Morgen
ausgabe Nr. 312 vom 6. Juli das Folgende:

„Braunſchweig, den 5. Juli. Für die Aufſtellung einer
Roten Armee im Ortskommando-Bezirk Braunſchweig iſt eine
lebhafte und erfolgreiche Propaganda beſonders in den großen
Betrieben zu beobachten. Der Ernſt der Lage in Braunſchweig
wurde heute durch einen öffentlichen Auruf beleuchtet,
der vom „proviſoriſchen Oberkommarddo der bewaffneten Arbeiter-
ſchaft Bezirk Braunſchweig“ unterzeichnet iſt. Die Bekannt-
machung macht die revolutionäre Arbeiterſchaft auf den bevor-
ſtehenden Ruf zu den Waffen zur reſtloſen und ſiegreichen Durch-
führung der Revolution aufmerkſam und ſchließt mit einem Hoch
auf die Weltrevolution. Bei dem heute in Braunſchweig in die
Oeffentlichkeit getretenen proviſoriſchen Oberkommando der be
waffneten Arbeiterſchaft kann es ſich nur um die Rote Armee

handeln. gIſt der Regierung dieſe Notiz bekannt, und iſt ſie bereit,
wenn der Jnhalt richtig wiedergegeben iſt, alle geſetzlichen
Mittel anzuwenden, um den verfaſſungsmäßigen
Zuſtand aufrechtzuerhalten?

Deutſchlands doppelte Knechtſchaft

Jn einem Leitaufſatz der „Frankfurter Zeitung
(475 vom 30. Junj) leſen wir: „Uns können jetzt gut ge
meinte Reſolutionen pazifiſtiſcher, demokratiſcher und ſozia-
liſtiſcher Verſammlungen in den Ententeländern nichts mehr
nützen“. Haben ſie uns je etwas genützt? Aber gerade die
„Frankfurter Zeitung“ und die ihr naheſtehende Preſſe hat
ſchon vor dem Kriege und unbeirrt durch die Entwicklung,
auch während desſelben die Stimmen derartiger Konventikel
als die wahre Meinung der feindlichen Völker betrachtet, hat
den ungeheuren Jrrtum aufkommen laſſen, daß in den
Völkern alles eitel Bruderliebe und Völkerverſöhnungswille
ſei, daß es nur gewiſſe Kreiſe in Deutſchland ſeièn, die das
nicht einſehen wollten. Da war es nun ſehr ſtörend, daß die
jenen Kreiſen naheſtehenden Männer Deutſchland von Sieg
zu Sieg führten, und daß ſo die Theorien der Pazifiſten
drohten, Lügen geſtraft zu werden. Schon im Frühjahr
1916 war Adolf Hoffmann mit franzöſiſchen und italieniſchen
Genoſſen zuſammen in der Schweiz. Und ſie hörten befriedigt
ſeinen Bericht, daß man in Deutſchland zwar immer noch
glaube, die Entente wolle dem deutſchen Volk die Entwicklung
abſchneiden, daß aber gute Ausſicht ſei, dieſe Auffaſſung
werde bald überwunden ſein. Und nun begann das emſige
Werk der Zermürbung der deutſchen Front und der deutſchen
Heimat. Wir kennen ja alle dieſe Sirenenklänge, Deutſchland
brauche ſich nur zur Demokratie zu bekennen, dann ſei ihm
alles verziehen. Die Schweiz war der Sitz dieſer Pro
paganda, dort wirkten die Männer der ruchloſen „Deutſchen
Zeitung“, wie Herr Grelling, deſſen wohlgetroffenes Bildnis
die illuſtrierte Beilage vom „Berliner Tageblatt“ Anfang
1919 brachte. Als Mann der Verſöhnung ließ ſich damals
Präſident Wilſon verherrlichen und als ſein Agent wirkte in
der Schweiz ein Amerikaner George D. Herron. Er rühmte
ſich, ſein Verdienſt ſei es, daß Deutſchland an Wilſons
14 Punkte glaubte; ſein Verdienſt iſt es alſo, wenn die Re
gierung des unſeligen Prinzen Max von Baden ſich mit Ab
ſcheu von der Verehrung der Macht abwendete und die Wehr-
loſigkeit Deutſchlands als eine reine Tugend hinſtellte, deren
Anblick die Herzen der rauhen Feinde ſo rühren werde, daß
ſie unter Tränen nun auch die Waffen niederlegen würden.
Man glaubte im Ernſt, daß jene wohlwollenden pazifiſti
ſchen Zirkel wirklich die Stimmen der feindlichen Völker
wären. Die Enttäuſchung war unausbleiblich und ſchrecklich.

Nun ſchlägt dem oben genannten Herron das Gewiſſen,
und in einer kürzlich erſchienenen Druckſchrift „Der Pariſer
Frieden und die Jugend Europas gibt er offen zu, „es war
Wilſons gegebenes Wort, das das Deutſche Reich inwendig
aushöhlte und ſo den Sieg vorbereitet hat.“ Nun muß dieſer
Wilſongläubige Amerikaner den Frieden von Verſailles er-
leben, den Triumph des giftigen Haſſes gegen das ganze
deutſche Volk. Wir haben gute Gründe, anzunehmen, daß der
Umſchwung in der Geſinnung in den Ententeländern nicht
vereinzelt iſt; aber was will das ſagen, gegen die kaltherzige
und erbarmungsloſe Ausbeutergeſinnung der Regierungen,
die ganz abhängig von dem Großkapital die Ausſchaltung der
deutſchen Konkurrenz in Jnduſtrie und Handel als uwwerrück-
bares Ziel ſieht. Die Verelendung des deutſchen Volkes
iſt für ſie eine unvermeidliche Nebenerſcheinung. Führt ſie
zum zahlenmäßigen Rückgang, dann deſto beſſer. „Zwanzig
Millionen Deutſche zu viel“, wiederholt ſtets Clemenceau,
e Tiger“, der eigentliche Vater des Friedens von Ver
failles.

Jſt Deutſchland nun wenigſtens einig in der Abwehr?
Wir wiſſen leider, daß es nicht ſo iſt. Hermann Müller,
kürzlich noch unſer Reichskanzler, bezeichnete in ſeiner letzten
Reichstagsrede ſich ſtolz als „Europäer“; und zwar nicht die
Maſſen, aber doch weite Kreiſe nicht nur unter den Mehr
heitsſogialiſten, ſondern auch unter den Demokraten, ganz ab
geſehen von Unabhängigen und Kommuniſten, fühlen ſich
als „Europaer', ſehen das Heil nur darin, daß Deutſchland
ſeiner Eigene entkleidet, daß die Erinnerung an die vater
ländiſche Geſchichte ausgetilgt werde aus des Volkes Ange
denken. Und das mitten unter Völkern, die ſich am Glanz
ihrer oft ſo viel dürftigeren Geſchichte berauſchen, wie
Tſchecken oder Polen, ganz zu ſchweigen von den Franzoien.



l Die Blätter geben im allgemeinen ihre
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Lächerlichkeit entriſſene Jungfrau von Orleans als National-
heilige feiern dürfen. Ganz anders unſer Deutſchland. Eine
doppelte Knechtſchaft laſtet auf ihm, einmal die der Entente
und dann die jener „Europäer“. Der Ausgang der Reichs
dagswahlen hat deren Macht trotz des unverkennbaren Zuges
nach rechts nur erſchüttert, nicht gebrochen, und in Preußen
herrſcht ihr Geiſt noch vollſtändig. Noch iſt dort ein Haeniſch
Kultusminiſter, auch ein „Europäer“ durch und durch. Doch
auch in Preußen werden in abſehbarer Zeit Neuwahlen kom
men. Sicherlich werden ſie dazu beitragen, daß die Macht
dieſes inneren Tyrannen weiter geſchwächt, wenn nicht ge
brochen wird. Dann wird das deutſche Volk wenigſtens die
innere ſeeliſche Einheit wieder errungen haben, die das ſeit
Jahrhunderten verfſklavte iriſche Volk ſich ſtets bewahrt hat.

Die Kriſe
b. Rotterdam, 7. Juß.

Der Sonderkorreſpondent des „Maasbode“ meldet aus Spa:
Während man auf alliierter Seite, wie ſich aus einer Erklärung
des belgiſchen Miniſters Hymans ergibt, ziemlich zufrieden zu
ſein ſcheint, iſt man auf deutſcher Seite weniger entzückt über
die Ergebniſſe der geſtrigen Sitzung. Eine hochſtehende
deutſche Perſönlichkeit erklärte nach Schluß der
Sitzung: Die Alliierten haben uns ein Ultimatum geſtellt, daß
wir bis morgen Mittwoch den Termin angeben ſollen, an dem
unſer Heer auf 100 000 Mann zurückgebracht ſein wird. Die
Sitzung erhielt alsdann, als dieſe Angabe von uns verlangt
wurde, einen ſo geſpannten Charakter, daß die deutſchen Dele
zierten im Begriff waren, die Unterhandlungen abzu
brechen. Nur der Außenminiſter Simons t die ge
gerettet. Man hat uns einen Vorwurf daraus gemacht, daß wir
die verlangte Anzahl Waffen noch nicht abgeliefert haben. Wir
haben dazu zu bemerken, dies ſei unmöglich, weil ſich die Waffen
in den Händen der äußerſten rechten und der äußerſten linken
Seite befinden. Weiter betonten wir, daß die Frage der Ent-
waffnung und der Heeresſtärke im engen Zuſammenhang mit
der wirtſchaftlichen Lage in Deutſchland ſtehe. Jedenfalls werden
unſere Delegierten verſuchen, alles zu tun, was die Alliierten
wünſchen. Es wird aber ſehr ſchwierig ſein, morgen bereits
einen feſten Zeitpunkt angzugeben, und wir bleiben bei der An
ſicht, daß die Beſprechungen in Spa einen kritiſchen
Wendepunkt erreicht haben. Auch heute wurden die
deutſchen Delegierten den Kollegen der anderen Länder nicht

W. Froden 7. Juli.
uſtimmung zu

t der von Lloyd George gegenüber den deutſchen Vertretern in

t Der geſtrige Tag,es in einem Blatte, ſollte den Deutſchen zeigen, daß die

n den Deutſchen jode vernünftige Freiheitn bei der r un ver Ausführung des Vern trages ge ren wollen, ie a nicht in der Stiſind, mit ſich ſpielen zu laſſen. t n ne
d

Der Nachtragsetat im Kusſchuß
Berlin, 6. Juli.

Der Haushaltsausſchuß des Reichstags erledigte geſtern Teile
zum für 1920. Zur Prüfung der

Reichszentrale für Heimatdienſt
auf J (Otſchntl.) ein UnterausſchußAbg. Dr. Pachnicke (Dem.) hatte zu dieſem Vorſchlag
daß die Reichszentrale nichts e We habe. Eine

längere Erörterung entſtand beim des Miniſteriums für
Wiederaufbau, wo Dr. Helf fe rich (Dtſchntl.) die zahlreich an

Beamtenſtellen, insbeſondere für das Reichsausgeſorderten Beo ſte

9 h P hätte r Sache derv ragen ſollen. on den Regierungsvertreternwurde daß die 4

be

erwidert, Deutſche Bank es abgelehnt habe, die
des Ausgleichsamts zu übernehmen. Jm Laufe der

n Erörterung machte ein Regierungsvertreter Mitteilung
über das Ergebnis der Verhandlungen mit Frankreich betreffend

c den Wiederaufban der zerſtörten Gebiete durch
deutſche Unternehmer und Arbeiter. Jn Frank

u Abneigung dagegen, ſo daß es zu irgendeinerS n nicht gekommen ſei. Der Ausſchuß entſchied ſich

dahin, die Organiſation des Ausgleichzamts bis zur
n des Hauptetats zurückzuſtellen. Jm Etat des Reichs
a wurden mit geringer Mehrheit ſtatt10 Ifen 15 und ſtatt 12 Miniſterialdirektoren
n 17 Für Zentralſtelle für Volkswohlfahrt wurden50 000 und zu Zwecken der internationalen Organiſation

t Den J Sommer ging das Elend ſo weiter.

der Arbeit 90 000 Mark bewilligt.

die jetzt gerade ihre erſt von unſerem Schiller dem Fluch der Der Streik in Golpa
w. Berlin, 7. Juli.

Die in den Ausſtand getretenen Grubenarbeiter in Golpa
verlangen Lohnerhöhung, Herabſetzung der
Lebensmittelpreiſe und Aufhebung der Steuer
abzüge. Die Arbeiterſchaft verweigert auch die Notſtands-
arbeiten, ſo daß die Grube zu erſaufen droht. Elektriztäts
werke können nicht mehr weiterarbeiten. Sie beliefern heute
noch Berlin, werden aber die Stromabgabe in der Nacht
erheblich redugzieren müſſen.

Seit geſt acht 3 Uhr herrſcht b. Deſſau, 7 He
ern n im ganzen mi eutſchenBraunkohlenrevier der Generalſtre f k. Die Arbeitgeber

haben die Forderungen der Arbeiter auf Gewährung einer
Schichtzulage von 15 Mk. einmütig abgelehnt, worauf die Ar-
beiter in einem Ultimatum antworteten, das beſagt, daß auch
die Notſtandsarbeiten eingeſtellt würden, falls bis 6 Uhr abends
die Schichtzulage nicht bewilligt werden würde. Es handelt ſich
um eine große Machtprobe zwiſchen Arbeitern und
Unternehmern.

—«„ſcu(u

Griechen und Jtaliener
w. Amſterdam, 7. Juli.

Wie die „Times“ meldet, kam es ſüdlich von Smhrna zu
einem Zu ſammenſtoß zwiſchen italieniſchen und
griechiſchen Trupen, als die Griechen zwei Stellungen
innerhalb der italieniſchen Linie beſetzten. Die Jtaliener for-
derten die Griechen auf, die Stellungen zu räumen und eröff
neten, als dieſes nicht geſchah, das Feuer. Die Griechen ant
worteten, es gab beiderſeits Verluſte.

Engliſche Friedensvorſchläge für Rußland
b. Amſterdam, 7. Juli.

„Daily Herald“ läßt aus Chriſtiania melden, daßKraſſin, nach Moskau mit einer Note Lloyd Georges
gegangen ſei, worin dieſer vorſchlägt, daß Rußland und Eng-
land beiderſeits die Feindſaligteiten einſtellen und ſich jeder
r r oder jeder Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten der anderen Seite ent-
halten ſollen. Die Note erwähnt nicht die von den
rüheren ruſſiſchen Regierungen eingegangenen

Schulden, ſondern verlange nur, daß die Räteregierung die
Schulden für Waffenlieferung und geleiſtete Dienſte anerkenne.

ne.

Cox und Rooſevelt
b. Haag, 7. Juli.

Aus San Fran zisko wird gemeldet: Ueber den demo-
kratiſchen Kandidaten Cox wird mitgeteilt, daß er im
Alter von 50 Jahren ſteht, in Ohio geboren iſt und von
armen Eltern abſtammt. Er habe ſich aber als Zeitungs-
verleger einen ziemlichen Reichtum erworben.

Das ebnis der Abſtimmung bedeutet den Sieg von
Wilſons Gegnern. Die Wage war lange Zeit im Gleich-
gewicht. Cox wurde namentlich heftig rehe weil er nicht zu
den Abſtinenzlern gehört und daher die beſteht, z
er bei ſeiner Wahl zum Präſidenten eine Aenderung des Alkohol-
geſeteg vornehmen wird.

Für die Kandidatur zur Vizepräſidentſchaft
waren ſieben Kandidaten vorhanden. Es traten aber ſechs davon
ſofort zurück, als der Name Franklin Rooſevelts, des
Sohnes des ehemaligen Präſidenten, als ſiebenter
Kandidat genannt wurde. Es entſtand hierüber eine allgemeine
Begeiſterung. Wahrſcheinlich wird die Loſung der Demokraten
im Wahlkampf nur „Cox und Rooſevelt“ lauten.

Die Not der Kleinrentner
Die ungeheure Verteuerung der Lebenshaltung hat in den

Kreiſen derer, die als Witwen oder erwerbsunfähige Rentner
von kleinen Zinseinnahmen oder Penſionen lebten, geradezu
verheerend gewirkt. Wie mancher alte Kleinrentner ſteht, wenn
er ſein als Handwerksmeiſter, Arzt uſw. ſauer erſpartes
Kapital verzehrt hat, geradegu vor dem Nichts und fällt der
Oeffentlichkeit zur Laſt.

Die Erzbergerſchen Steuern haben, wie von immer weiteren
Kreiſen anerkannt wird, ſolcher Not nicht Rechnung getragen.
Es iſt daher eine Forderung der Gerechtigkeit, wenn die Deutſch
nationale Volkspartei des Reichstages jetzt in mehreren Geſetz
entwürfen dieſe Not zu lindern ſtrebt. Der erſte Geſetzentwurf
betraf den Abzug von 10 v. H. im Kapitalertragsſteuergeſetz, der
zweite, den wir im folgenden wiedergeben, behandelt das Reichs
notopfer, das übrigens erſt Ausgangs des Jahres veranlagt
werden dürfte. Das Reichsnotopfergeſetz behandelt in S 15 die
Fälle des Erlaſſes, in S 27 die Fälle der zinsfreien Stundung.

Eachdruck verboten

Die Kinderloſen
16 Roman von Marie Diers.

Er wußte auch ſelber nicht recht, was ihm nun eigent
lich war, an welchem Haken ſeine wirkliche Not hing.

ihn nun eigentlich die Gören, die unter ſeinen
Händen geboren wurden und die unverſchämt glückſtrahlen-
den Väter, oder war es die Geſchichte mit der kleinen Ziller?
Er hatte ſie richtig, als ſei er dazu verdammt, alles aufge
tiſcht zu bekommen, was ihm zuwider war, ein paarmal mit
dem langen Kantor Arm in Arm gehen ſehen, einmal ſogar
draußen in den dämmerigen Anlagen, ſo recht braut und
bräu r u war er an ihnen vorbeigefahren. Der
Kuckuck wußte, daß er die Geſchichte lieber gern los ge
weſen wäre, aber ſie ließ ihn ja nicht. Sie tief ihm ja förm-
üch nach.

Und dann kam er nach Hauſe und ſah ſeine blaßge-
m weinte Pute und konnte ſie doch nicht anfahren, wie es ihm

eine Erleichterung geweſen wäre, denn ſie benahm ſich nicht
mehr danach. Sie hatte etwas wie Haltung, die Pute, daß
er ſich beim erſten groben Wort ſchon ſelber widerlich wurde.Da hatte er eine dine den Trall, wieder zum weißen
Haus auf die Windhöhe zu laufen, obwohl er dazu eigentlich
keine Zeit mehr hatte, und oben mit der alten Mutter zu
ſchimpfen. Denn die ſah ihn jedenſalls nicht hoheitsvoll
an und fand ſein Schimpfen ganz in der Ordnung. Ja, ſie
freute ſich, daß er nur wieder bei ihr war und doch wenig-
ſtens ſeinem Herzen Luft machte. Nachher hörte das aber
auch wieder auf, denn nichts war ihm das Rechte, nichts
br ihn in die richtige Form, überall fühlte er ſich kreuz-
unglücklich, er mochte anſtellen, was er wollte.

Es
n war wie eine Krankheit, die in ihm ſaß, die aber nicht richtig

m zum Ausbruch kommen konnte und ihn ewig in dem ſchreck-
lichſten Zeitpunkt, dem des Vorgefühls, beließ.

u Neben dieſem unbehandelbaren und unleidlichen Gatten
war ſeine arme Pute auch nicht auf Roſen gebettet. Wenn
er ſie nun auck nicht mehr beſchimpfte und anfluchte, ſo
bärte ſie doch auch den ganzen Frühling und Sommer über

nicht ein gutes oder auch nur halbwegs freundliches Wort
von ihm. Er ſaß bei Tiſch wie eine aufgeſträubte Bull-
dogge, finſter und brummig kam er nach Hauſe und nachts
warf er ſich herum und fauchte im Schlaf. Er war wie ein
ſiedender Teekeſſel, wenn ſie ihn nur antippte, verbrannte
ſie ſich die Finger.

Aber ſie hatte ihn lieb und behielt ihn lieb, den alten,
wüſten Querkopf, und das war wie ein kleiner feiner Panzer
um ſie her, der ſie nach außen ſchützte und nach innen zu
ſammenhielt, daß ſie nicht einfach auseinanderfiel wie da
mals, als fie ihm davonlief. Von dieſem Fluchtverſuch her
ſtammte ihr innerliches Erwachen und Sichfeſtigen. Sie
hatte einen richtigen kleinen Stolz bekommen, der ging ſo
weit,, daß ſie ſich nicht ausklagte, auch nicht gegen die
Eltern, nicht einmal die Schweſtern, und vor den eindring-
lichen Fragen der Mutter ganz dicht hielt und Tiens Schänd
lichkeiten ſtetig zu vertuſchen ſtrebte. Ja, es ging noch viel
weiter mit ihr.

Sie fing an zu wünſchen, all dies Fragen und Ein
dringen los zu ſein, auch des Vaters wiſſende, wenn auch
künſtlich ahnungsloſe Augen. Sie fing an, ſich das ſchön
und reizvoll zu denken, wenn ſie mit Tien ganz und ganz
allein gelaſſen wäre und niemand ſie ſtöre. Denn unwill
kürlich mußte ſie ihre Gedanken und ihr Benehmen dann
doch auf ihre Familie einſtellen, und ſie brauchte alle Zeit
und Kraft dazu, ſich mit Tien zurechtzufinden.

Daher begünſtigte ſie den alten Verkaufsplan mit der
iegelei. Sie fand, die Schweſtern mußten „in die Welt“.

Für die ſei doch hier nichts Paſſendes. Das ſähe man an
der Röſe Ziller, die jetzt den armen Kantor und Muſiklehrer
mit einem Kinde heirate. Sie ſprach verſtändig wie eine
alte Dame. Und dann ſorgte ſie wieder dafür, daß ihre
Familie nicht etwa bei ihr mit Tien zuſammenträfe und
Zeuge ſei ſeines gräßlichen Benehmens, um nicht in neue
Sorgen um ihretwegen geſtürzt zu werden.
Mamas ewiges Fragen und ſtummes Forſchen nach
ihrem Zuſtand war ihr auch unangenehm. Sie nahm die
Sache, daß ſie nun nach einem Ehejahr noch keine Kinder
erwartet, nicht ſo ſchwer. Jhr ſchwächlicher und von klein
auf verzärtelter Körper war er tſetzlich feige vor Leiden jed
weder Art. Sie hätte auch gar keine Zeit und Luſt gehabt,

Der deutſchnationale Entwurf will, daß künftig den Krentnern für die erſten 100 000 Mk. ihres Vermögens, je ma
ihrem Alter, das Reichsnotopfer zur Hälfte oder zu Zwe
dritteln erlaſſen wird und daß zinsloſe Stundung bis zum Tee
erleichtert wird. Der Antrag Hergt und die Fraktion hat
genden Wortlaut:

Artikel I.
Der F 15 des Geſetzes über das Reichsnotopfer vom 31. D.

zember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2189) wird dahin geändert, de
in Abſatz 1 Nr. 8 zu a) die Ziffer „1/4* durch „1/2* und
b) die Ziffer „1/8“ durch „2/8 erſetzt wird und die Worte h
zu 50 000 Mk. durch die o Mk. erſetzt werdet

vtikeJn S 27 desſelben Geſetzes wird der erſte Satz durch folgen,
den Satz erſetzt: „Einem Abgabepflichtigen, deſſen ſteuerbarez
Vermögen nicht über einhundertfünfzigtauſend Mark und deſſen
Jahreseinkommen nicht über 7500 Mark beträgt, iſt die Abgabe
auf Antrag ganz oder teilweiſe zinslos zu ſtunden.

Zwiſchen den zweiten und dritten Satz des erſten Abſatzez
wird eingeſchoben: „Dies ſoll durchweg geſchehen, wenn dez
ſteuerbare Vermögen nicht über zweihundertauſend und daz
Jahreseinkommen nicht über 10 000 Mk. beträgt und wenn der
Steuerpflichtige zu mehr als 50 v. H. erwerbsunfähig oder über
60 Jahre alt iſt oder wenn er mehrere erwerbsunfähige oder
erheblich erwerbsbeſchränkte Perſonen dauernd zum öber,
wiegenden Teile ält.

Artikel III.
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage

Kraft. 3. Juli 1920.
der Verkündigung in

Wer wird Groß- Berliner Oberbürgermeiſter
Der Kampf um den Groß- Berliner Oberbürgermeiſterpoſten

iſt ſchon jetzt, noch ehe die neue Stadtverordnetenverſammlung
zuſammengetreten iſt, im Gange. Hinter den Kuliſſen wird
mit Hochdruck gearbeitet und die Fraktionen ſind bereits auf
der Suche nach geeigneten Männern. Sowohl auf ſozialiſtiſcher
wie auf bürgerlicher Seite werden in unterrichteten Kreiſen ver
ſchiedene Namen genannt, doch ſcheint es, als ob im weſen
lichen nur zwei Möglichkeiten für die Beſetzung des entſcheiden
den Oberbürgermeiſterpoſtens vorhanden ſeien: die eine iſt die
Wahl des Berliner Oberbürgermeiſters Wermuth, die
andere die Wahl eines Sozialiſten, eines Unabhängigen oder
Rechtsſogialiſten. Für den jetzigen Oberbürgermeiſter Wermuth
treten aus erklärlichen Gründen die Unabhängigen geſchloſſen
ein, während die Sozialdemokraten in dieſer Hinſicht nicht ſo
ganz einer Meinung ſind. Beſonders in den Kreiſen der ſozial-
demokratiſchen Stadtverordneten aus den Vororten ſtößt die
Kandidatur Wermuth auf Gegnerſchaft. Von ſozialdemokra-
tiſcher Seite werden mehrere Kandidaten empfohlen und dahei
ſcheint man auf die Unterſtützung der bürgerlichen Fraktionen
zu rechnen. U. a. werden der frühere preußiſche Miniſter
präſident und jetzige Staatsſekretär Paul Hirſch (Charlotten
burg) und der ehemalige Finanzminiſter Dr. Südekunm,
ferner auch Philipp Scheidemann, zurzeit Oberbürger-
meiſter in Kaſſel, genannt. Soviel ſteht aber feſt, daß ſämt-
liche bürgerlichen Fraktionen, auch die Demokraten,
gegen die Wahl Wermuths in das Groß- Berliner Amt
ſind. Von Unabhängigen, die in Betracht kommen können,
werden Stadtverordnetenvorſteher Dr. Wehyl und Stodtverord-
neter Adolf Hoffmann genannt. Die Entſcheidung dürfte
bei der ſozialdemokratiſchen Fraktion liegen, die im neuen Stadt
parlament das „Zünglein an der Wage“ bildet.

Maßnahmen der Kaſſeler bürgerlichen Preſſe gegen Scheide,
mann. Die bürgerlichen Zeitungen haben heute beſchloſſen, die
Berichterſtattung über die Kaſſeler Stadtverordnetenverſamm-
lungen einzuſtellen, weil ſie keine ausreichende Genugtuung dafür
erhielten, daß fie vom Oberbürgermeiſter Scheidemann und dem
Dezernenten des ſtädtiſchen Nachrichtenamtes Stadtrat Heriny,
beſchuldigt und in ihrer Ehre herabgeſetzt worden ſind, weil
Scheidemann ſie für beleidigende Beſchmierungen ſeiner Kaſſeler
Villa verantwortlich machte. Die Kaſſeler bürgerliche Bevölke
rung wird um Unterſtützung im Kampfe gegen den verrohenden
Ton im Kaſſeler Rathaus aufgerufen.

sk. Ehrentafel der Kriegsopfer des deutſchen Adels. Den
„Familiengeſchichtlichen Blättern zufolge beabſichtigt auf viel-
fache Anregungen hin der Verlag der Gothaiſchen Genealogiſchen
Taſchenbücher, Juſtus Perthes in Gotha, eine beſondere Ehren-
tafel herauszugeben, die in Ergänzung der bisher in den ein
zelnen Taſchenbüchern vorn verzeichneten Ehrentafeln die Ge
ſamtverluſte des deutſchen Adels während des Welktffkrieges
enthalten ſoll. Dieſes Sonderheft will ſich nicht nur auf die in
den Taſchenbüchern enthaltenen Adelsgeſchlechter beſchränken,
ſondern auch die Kriegsopfer der noch nicht aufgenommenen
Adelsfamilien bringen. Jn Betracht kommen die gefallenen

c „;à
oder infolge Verwundung verſtorbenen Familienmitglieder.

ſich jetzt mit Kindern abzugeben und an ſie zu denken. Jhr Man ren
gräulicher, widerborſtiger Tien nahm alle ihre Gedanken an wy
und Gefühle in Anſpruch, und weil in dieſem verrüdt Wo S her
ſchiefen Eheverhältnis immerhin die Liebe, wenn auch nur Mube der Sie
die einſeitige, da war und ſie alle ihre Kräſte, ihr ganzes Waffen verb
Selbſt merkwürdig wachſen und erſtarken fühlte, war für Muohzei nicht
ſie, mochte die ganze Welt ſie bedauern, ein leiſer Gold PFithilfe der
glanz um dieſen bitterböſen Sommer. n ute

Regierung 90

4. Kapitel. Autorität becſinks in derWie Tien ſich mit der Zeit in ſeine ſchlechte Launt
eingelebt hatte, wurde er auch wieder menſchlicher. Er war L
ja nun nicht mehr der luſtige Junge, aber dafür war er Wierung meß
auch bald ſechsundzwanzig Jahre, ſtand im zweiten Ehejaht Wngelegen ſe.
und war, man mochte über ihn perſönlich denken, wie man ringt infolg
wollte, immerhin eine Standesperſon, ein ehrenwerter Mühkeiten mit
Bürger in Ringsort. Die kleine Ziller war verheiratet, er gen
ſtand nicht mehr vor verſperrten Hoftoren zu nächtlicher hen X
Stunde und heulte wie ein ausgeſchloſſener Hund. Minnie! Wuffr hux W
unausgeſetzte ſtille Arbeit, die ihr heimlicher Stolz war ind r Ver
wurde gekrönt: er fing ganz allmählich an, wieder natürlich en üUnabhän

und anſtändig mit ihr zu verkehren. FinanzmEr war der Beſiegte, er zog ſeine tollen Segel ein. Se wobren
lächelte mit allerſüßeſter Genugtuung vor ſich hin. r ein
wurde ja noch ſo gut! Jhr Tien wurde ja noch der liebſt m
ſanfteſte Ehemann von der Welt, durch ihre Kunſt, durch ihre ihn

weiſe Zügelführung! PertogungJhr ſtockmogerer Körper fing bei alledem leiſe an, ſo en Wunſch
ein wenig zu runden. Jhr Geſichtlein wurde voller und am ſoweit
blühender, und an ihrem zweiten Hochzeitstag war es ſchon tſchen
förmlich in die Breite gegangen. ie großen ſchwa i de ſt
Augen die ihm einſtmals ſo ſchmerzlich vorwurfsvoll ange Wöeſeh n e5
ſehen hatten, waren jetzt viel kleiner und blickten zufrieden Ab gut
und vergnügt. Sie hatte weder Demut noch Angſt mehr vor imentarismu
ihrem Tien, ſie war eigentlich und in Wahrheit jetzt obenauf. en abhän

Vien ſchlief jetzt auch wieder ruhig des Nachts. g a
nicht nur nachts er ſchlief eigentlich auch mit offenen Augen ren geren
Er hatte etwas Verſchlafenes jetzt an ſich, etwas ganz G uht m
mütliches aber Traniges. Er trank viel Bier und fing auh an v

an, dick zu werden. g. Heſ(Fortſetzung folgt. en. wenn
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Preußenparlament
stürmiſche Kuseinanderſetzungen

w. Berlin, 7. Juli.
Der Geſetzentwurf über die vorläufige Regelung verſchiedener

des Gemeindebeamten rechts wird an die Ge-
Furhetommiſſion überwieſen. Der Geſetzentwurf über Durch

des Stattsvertrages über die Uebertragung der
ußiſchen Staatseiſenbahnen auf das Reichdie Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung
ſtaatlichen Mooren wurde an den Hauptausſchuß
et und dritter Beratung werden die Gefetzentwürfe

ffend die Vereitſtellung weiterer Staatsmittel für denberau von Waſſerkräften des Main und der oberen
r er und der Geſetzentwurf wegen Abänderung des Geſetzes

TDelhas Pfandleihegewerbe, Erhöhung der zuläſſigen
reſäte auf drei bzw. zwei Pfennig angenommen

i rauf ſeht das Haus
die erſte Beratung des Staatshaushaltpkanes

e L von Richter D. Vpt.): In Spa Handel es ſich um
ein oder Nichtſein des Vaterlandes. Jch lege dagegen Ver

rung ein gegen die Art, wie der Abg. Leid uns geſtern der
Fntente denungzierte, daß wir den Friedensrertvag
richt ehrlich erfüllten. (Sehr richtig! rechts.) Verwahrung ein

n muß ich auch dagegen, daß Herr Leid in bezug auf den
ſarburger Studentenprozeß die Leute, die vonen ordentlichen Gericht freigeſprochen worden als

Rörderbande bezeichnete. (Sehr richtigl) Angeſſchts des
Ausfalls der Reichstagswahlen iſt es klar, daß auch die preu
Fiſche Volksvertretung im Falle von Neuwahlen ein
an anderes Bild zeigen wird als vrieſes Haus. Wir
warten von der Regierung daß fie die Landesverſammlung nur
ch zur Erledigung der allerdringendſten Aufgaben ieht
o dann ſofort die Neuwahlen ausſchreibt. Die
forderung des Finanzminiſters an die Beamten, ſich zur

okratie und Republik zu bekennen, widerſpricht auch unſerer
uffaſſung von dem von der Reichsverfaſſung verbrieften Recht
ſer Beamten auf politiſche Meinungsfreiheit.
Wehr richtig! rechts.) Jch erwarte von dem Miniſterpräſidenten

eine beſtimmte Aufklärung, wie er ſich zu dieſer Verletzung
der Keichsverfaſſung ſtellt. Gegen die unerhörten Schikanen
der Polen ſollte die Regierung bei der Reichsleitung energiſch

ig Die traurige Finanzlage muß unsr größten Sparſamkeit anhalten. Sehr bedenklich iſt der
Faragraph 4 des Etatgeſetzes, der den Finanzminiſter ermächtigt,
r Bezahlung von nachweisbar durch den Krieg oder Friedens
ertrag hervorgerufenen Bedürfniſſe Garantie zu Laſten
Etgates zu übernehmen. Dadurch können unſere Finanzen

pre
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ter Umſtänden vollkommen über den Haufen geworfen werden.

Miniſterpräſident Braun:
Hinblick auf die Verhandlungen in Spa will ich auf

allgemein politiſche Erörterungen verzichten, nur bezüglich der
Ferkehrsſtörungen im polniſchen Korridor muß
ch bemerken, daß die Polen den Abſtimmungsberechtigten alle
nur möglichen ſchikanöſen Hinderniſſe bereiten. Wir erwarten,
daß die oſt preußiſche Verteidigung des Deutſchtums
und ihrer maſuriſchen Heimat bei der Abſtimmung die rechte
Antwort auf dieſes Verhalten der Polen finden
rerden. Erfreulich iſt das Anerkenntnis des Herrn von der
d ſten, daß man die Arbeiter von ſozialer und wirtſchaftlicher
Seite auch heute ganz anders behandeln müßte als früher. Die
uffaſſung ſcheint in Pommern noch nicht durchgedrungen zu
ein hoffe, die Parteien noch zur Verhandlung zu bringen.
der 1. Mai iſt nicht im Verwaltungswege zum Feiertag erklärt
orden, ſondern es iſt lediglich den Beamten und Arbeitern, die an
em Tag rot ſein wollten, der Urlaub erteilt worden.

un he rechts.
Miniſter des Jnnern Sevpering: Der Appell der deutſchen

ßolkpartei an die Regierung die Lebensmittel zu ver-
hilligen, ſollle an ihren Fraktionskollegen den Reichs
wirtſchafts miniſter Schol z gerichtet werden, der dafür
zuſtändig iſt. Die Landesverſammlung hat ihre eigentliche
hauptaufgabe, die Schaffung der Verfaſſung noch zu
rfüllen. Von den Oſtpreußen hoffe ich, daß ſie ſich

uls wahre Patrioten erweiſen werden. Wir ſuchen den
Wünſchen der Oſtpreußen nach beſten Kräften zu entſprechen. Jn
der Oſtjudenfrage können wir keine Mittel
venden, die uns mit dem Friedensvertrag in Konflikt bringen.
die ſtärkere Herangiehung der Linken zu Verwaltungsämtern iſt
die notwendige Folge der Unterlaſſungen von früher. Früher
brochten die Landräte vielfach nichts anderes mit, als daß ſie
die Söhne ihrer Eltern waren. (Großer Lärm rechts.) Jch hoffe
das Vertrauen der Mehrheit des Hauſes zu haben, das bemüht iſt
n die Stelle der alten Beamtenwillkür die Demgokratie zu ſetzen.
Die demokratiſchen Grundſätze bedürfen des Schutzes gegen alle
reaktionären Vorſtöße. (Unruhe vrechts.) Ruheſtörungen von

chts und links werden von mir mit gleichem Maße gemeſſen.
Die Sicherung von Ruhe und Ordnung iſt die Auf
gabe der Sicherheitspolizei. So lange von den Maſſen noch viele
Vaffen verborgen gehalten werden, können wir die Sicherheits-
volizei nicht einfach mit dem Gummiknüttel ausſtatten. Auf die
Rithilfe der Gewerkſchaften und Angeſtelltenverbände werden wir
bei der Organiſakion der Sicherheitspoligei gern zurückgreifen.
Ein ſtarker Einfluß auf die Polizei muß da ſein, wenn die
Regierung gehalten werden ſoll. Die Regierung würde ſich jeder
Autorität begeben, wenn ſie unzuverläſſige Leute von vechts oder
inks in der Sicherheitspolizei duldete. (Beifall bei den Sozial

)emokraten.)

Abg. Goll (Dem.): Es wird notwendig ſein, daß ſich die Re
gierung mehr als bisher die Fürſorge für die Grenzbewohner
mngelegen ſein läßt. Die Zuwanderung der Oſtjuden
ringt infolge der Wohnungsnot und Arbeitsloſigkeit Unzuträg-
lichkeiten mit ſich, ſo daß die Regierung auf Abhilfsmaß-
nahmen dacht ſein muß. Jm wir-Lhaftlichen Leben wäre
e ſehr nützlich, wenn wieder häufiger große und kleine Meſſen
Jeranſtaltet würden. Der Achtſtundentag iſt auf die Dauer nicht
tufrechtzuerhalten, weil er zur Verminderung der Erzeugung
und zur Verſchlechterung der Lebenshaltung führt. (Unruhe bei

n Unabhängigen.)
Finanzminiſter Lüdemann: Jch muß der Regierung das

Feht wabren. höhere Beamte in Ruheſtand zu ſetzen.
el den einſchlägigen Veränderungen in meinem Miniſterium
ondelt es ſich nicht um politiſche Gründe, das war früher der
Fall Der S 4 des Etatsgeſetzes mit der darin enthaltenen Er-
ächigung iſt notwendig, damit die Regierung während der
Fertogung der Landesverſammlung helfend eingreifen kann.
en Wunſche nach einem Programm der Erſvparniſſe werde ich
ern ſoweit wie möglich entſprechen. Meine Verſuche, auch den
ertichen Landesbegmten Beſatzungszulaggen aus Reichs
er zu ſichern, haben noch keinen Erfolg gehabt. Jch habe

er die Ermächtigung, bei dem Reichsrat ein entſprechendes
eſes zu beantragen. Das wird geſchehen. (Beifall.)

Abg. Klingemann (Dn.): Es iſt die Hauptſchwäche des Par-
entarismus, daß die Beamten von oft kurgzfriſtigen Mehr-
en abhängig werden. Volksverſöhnung zu predigen, hat

Zweck, ſolange unſere Feinde nichts von Verſöhnung
r wollen. Jn unſerer Jugend muß die alte Waffen-u i tei erhalten bleiben. Jch hoffe, daß Pflichttreue,

R und Gehorſam auch im neuen Preußen zur Geltung kom
gen wird. (Beifall rechts.)
g. Heilmann (Sog.): Es könnte Jhnen (nach rechts) ſo

enn wir auseinandergingen, ohne die Verfaſſung zu
Den Gefallen tun wir Jhnen nicht. In der Zeit

ans

der Arbeitsloſigkeit kann man nicht an die Verlängerung der
Arbeitszeit denken. Die 40 000 Oſtjuden, die eingewandert ſind,
können unſere Lebensmittelverſorgung nicht gefährden. Es iſt
merkwürdig, daß auch jetzt Demokraten gegen Sie Partei
nehmen. Jm Jnnern und Aeußern darf der Kampf nur mit
kulturgemäßen Mitteln ausgefochten werden. Sie (zu den Un-
abhängigen) ſcheinen es nicht zu erkennen, daß der ausländiſche
Machthaber uns noch ſtärker bedrückt, als die alten Machthaber
im Jnnern. (Sehr richtigl) Die Herren von der Rechten denken
immer nur an die Macht, nie an das Recht. Die Handhabung
der Juſtiz im in iſt ein Skandal ſchlimmſter Sorte.

Donnerstag 12 Uhr Fortſetzung. Mittellandkanal-
vorlage.

r S bung
J

Schluß: 346 Uhr.

Halle, 8. Juli.
Nochmals Der „Sall“ Rive

und der Sivilkommiſſar Dr. Schreiber
Eine ſonderbare „Berichtigung“ in der „Saalezeitung“.

Am 29. Juni legten wir in Nr. M4 der „H. Z.“ in einem
längeven Artikel („Der „Fall“ Rive“) den Sachverwalt klar, nach
welchem der Oberbürgermeiſter der Stadt Halle von der Aus
übung ſeines Amtes ferngehalten wurde. Dieſer Artikel ſtellte
in der Hauptſache zwei Tatſachen feſt:

1. Oberbürgermeiſter Dr. Rive iſt widerrechtlich und durch
Androhung von Gewalt an der Ausübung ſeines Amteshindert worden, und der Zivilkommiſſar Dr. Schreiber de

gegen die Verfaſſung und wider beſſeres juriſtiſches Wiſſen
geduldet. daß Dr. Rive ſein Amt nicht ausübte;

2. Man dem Oberbürgermeiſter Dr. Rive aus dem
Unterbleiben einer Erklärung für die Regierung Ebert-Noske
einen Vorwurf, die auch von den übrigen ſtädtiſchen Beamten
zu fordern amtlicherſeits verboten worden war.

Gegen dieſe beiden Feſtſtellungen wendete ſich am Tage
darauf, am 80. Juni, ein Artikel in Nr. 300 der „Saalezeitung“,
der ganz affenſichtlich vom ehemaligen Zivilkommiſſar
Dr. Schreiber inſpiriert worden war. Mit einer Flut von
Nebenſächlichkeiten und einer Fülle von Dingen, die wir
weder berührt, noch beſtritten hatten, wird hier um die Kern
punkte unſerer Feſtſtellungen ſo herumgeredet, daß die Leſer der
„Saalezeitung“ gar nicht mehr wiſſen können, um was es ſich in
unſerm Artikel eigentlich gehandelt hat. Jm Jntereſſe der Sache
und des Rechts müſſen wir aber dies demokratiſche Dunkel auf
hellen, wenn dadurch auch wiederum der Jnſpirator des frag
lichen „Saalezeitungs“Artikels, wie dieſe ſelbſt, in für ſie un
angenehme Beleuchtung gerückt werden ſollten.

Zu Punkt 1Jn unſerm „H. Z.“-Artikel war ausgeführt, daß die
Achterkom miſſion die Entfernung des Oberbürgermeiſters
Dr. Rive aus dem Amte beſchloſſen hatte. Dagegen wendet ſich
der „Saalegzeitung“ Artikel mit folgenden Worten: „Am 18. März
überreichte Herrn Dr. Schreiber der Aktionsausſchuß
dieſer hat mit der ſogenannten Achterkommiſſion gar nichts zu
tun eine Anzahl Forderungen, nach deren Erfüllung die
ſofortige Wiederaufnahme der Arbeit zugeſichert wurde. Unter
dieſen Forderungen befand ſich auch diejenige nach „Entfernung“
des Oberbürgermeiſters Rive“. Es wird nun inteveſſieren,
was Dr. Schreiber in ſeiner Broſchüre bierüber ausführt:
„Meine Kommiſſion (alſo doch die Achterkommiſſion!
Die Red. der „H. Z.“) überreichte mir noch am 18. März folgende
Forderungen mit dem r daß nach Zuſtimmung der
zuſtändigen Stellen zu dieſen Forderungen ſofort zur Wieder
aufnahme der Arbeit noch am Freitag, den 19. März, auf
gefordert werden würde. Dieſe Forderungen lauteten: 1. Rück
tritt des Kommandeurs, 2. Einſetzung einer Militärkommiſſion,
8. Umſtellung der Einwohnerwehr und Zurückziehung der Zeit
freiwilligen, 4. Suspendierung der yri3 politiſchen Poligei,

Einſetzung eines ſozialiſtiſchen Polizeidirektors (Reiwand!!! Die Red.), 6. Entfernung von Kive,
Könnemann und einer Anzahl anderer Poligzeibeamten.“ Wenn
übrigens der „Saalezeitungs“grtibel beſonders hervorhebt, daß
der Aktionsausſchuß mit der Schreiberſchen Achter
kommiſſion „gar nichts zu tun hatte, ſo iſt das nur ſehr
bedingt aufzufaſſen. Die U. S. P. und K. P. Leute des Aktions-
ausſchuſſes ſtanden mit denen der Scehreiberſchen Achterkommiſſion
in engſter Fühlung, und wenn in jener die obigen Forderungen
beſchloſſen worden ſind, ſo hat ſich die Achterkommiſſion auf den
Voden dieſer Forderungen geſtellt, und der Zivilkommiſſar
Dr. Schreiber bemühte ſich um die Durchſetzung der Forderungen.

b) Ueber die Durchführung dieſer Forderungen vermerkt
Dr. Schreiber in ſeiner Broſchüre (S. 13) folgendes: „Die
Forderungen zu 4—86 fanden ohne jede Schwierigkeit Erfüllung
in dem Sinne, wie ſie die Kommiſſion verſtanden hat. Jns-
beſondere ſollten die geſetzlichen Rechte der unter 6 aufgeführten
Beamten ſelbſtverſtändlich nicht verletzt werden. Sie ſollten
ſich vielmehr nur bis zur völligen Klärungund Prüfung der gegen fie erhobenen- Be
ſchuldigungen der Ausübung ihres Amtes ent
halten. Der Oberbürgermeiſter Rive erklärte, das freiwillig
tun zu wollen. Die anderen Beamten wurden von der zu
ſtändigen Stelle vorläufig vom Dienſt ſuspendiert.“ Dieſe Dar
ſtellung enthält mehrere ſachliche Unrichtigkeiten. Zunächſt iſt es
falſch, daß „die anderen Beamten“ von der „zuſtändigen Stelle
ſuspendiert worden wären. Vielmehr hat der Poligzeidirektor
HKönnemann freitwillig auf die Ausübung ſeines Dienſtes
verzichtet, ein Polizeibeamter, der auf der Racheliſte der roten
Banden ſtand, hat weiter Dienſt getan, weil, wie ſich ſofort
herausſtellte, er mit der in Frage ſtehenden Angelegenheit nichts
zu tun hatte, und die übrigen auf der Liſte der Revolutionäre
ſtehenden Polizeibeamten ſind ebenfalls nicht vom Dienſte ſuspen
diert worden, ſondern hatten ſich krank gemeldet. Welßhe Inſtanz
meint Dr. Schreiber übrigens mit der „zuſtändigen Stelle“, von
der er behauptet, ſie habe die genannten Beamten vom Dienſte
ſuspendiert? Weiterhin iſt die Behauptung Dr. Schreibers
falſch, Oberbürgermeiſter Dr. Rive habe erklärt, ſich frei
willig der Ausübung ſeines Amtes enthalten zu wollen.
Richtig iſt vielmehr, daß der Magiſtrat ſeinen geſetzlchen Vor
geſetzten, den SWerbürgermeiſter, erſuchte er möge zur
Verhäütung von Gewalttätigkeiten gegen ſeine
Perſon und zur Entſpannung der Lage fein Amt bis auf
weiteres nicht ausüben. Kein Divil- und kein Bezirkskommiſſar
hat es für nötig gehalten, den Oberbürgermeiſter von den
Forderungen der Achterkommiſſion in Henntnis zu ſetzen.
Dr. Rive erfuhr davon erſt durch die Litfaßſäulen, an welchen
dieſe ungeſetzlichen Forderungen auch mit Zuſtimwung des
Zivilkommiſſars? bekanntgegeben worden waren. Dieſes Vor
gehen des Zivilkommiſſars und der Achterkommiſſion, ſowie das
Erſuchen des Magiſtrats, der die Gefährlichkeit der Lage für
den Oberbürgermeiſter im Zentrum der Stadt an den Menſchen
anſammlungen und anderem erkennen konnte, veranlaßten den
Oberbürgermeiſter, ſein Amt vorläufig nicht auszvüben. Er tat
es alſo nicht freiwillig, ſondern durch äußeren Zwang.
Von einem freiwilligen Entſchluß des Oberbürger
meiſters konnte nach dem Beſchluß des Aktionsausſchuſſes und
der Androhung von Gewalttätigkeiten gegen ſeine Perſon nicht
mehr die Rede ſein.

Dieſen klaren Sachverhalt ſucht der inſpirierte „Saale
zeitungs“ Artikel durch allerhand Redereien zu verwiſchen. Es
heißt dort: „Ju den Beſchuldigungen gegen Dr. Rive ſelbſthat Dr. Schreiber in keiner Weiſe Stellung genommen: (Das

Gegenteil iſt niemals behauptet worden! Die Red.) er war cuch
gar nicht in der Lage, nachzuprüfen, ab die Vorwürfe, die gegen
ihn erhoben wurden, berechtigt waren oder nicht. „Gezwungen
hat ihn (den Oberbürgermeiſter) niemand Die Red.) zu
ſeiner Entſcheidung, am allerwenigſten Dr. Schreiber. Ss dann
alſo gar keine Rede davon ſein, daß Dr. Schreiber das gel
tende Recht irgendwie „ſchnöde verletzt“ hätte.“ Dr. Schreiben
hat mit der Angelegenheit Rive im übrigen gar nichts weiter zu
tun gehabt, hat ihn weder angezeigt, noch irgendwelche Be
ſchuldigungen gegen ihn erhoben. Man wundert ſich, daß hier
ſchon aufgehört wird zu erzählen, was Dr. Schreiber in der SacheRive alles nicht gaan hat Es könnte noch fortgefahren
werden Dr. Schreiber hat niemals mit Dr. Rive einen ſcharfen
Wortwechſel gehabt, hat ihm niemals zugerufen: da gibt's gar
nichts zu Ahahen, hat ihm niemals Feuer zum Anzünden der
Zigarre gereicht, und was der Dinge mehr ſind, die mit der
fraglichen Sache in keinem Zuſammenhang ſtehen, mit denen
man dieſe für harmloſe Menſchen aber ſo angenehm ver-
dunkeln kann. Denn darauf iſt es dem „Sagalegzeitungs“
Artikel angekommen! Zwiſchen einem Wuſt überflüſſigſter An
gaben ſteht in ihm leſen, daß es für Dr. Schreiber„höchſtens darum Winde n könne, ob Oberbürgermeiſter

Rive und die anderen beſchuldigten Beamten bis zur Nach
rüfung der Beſchuldigungen durch die zuändigen Jnſtanzen ſich des Dienſtes enthalten

ſollten.“ Mit dieſen Worten iſt die Rechtsverletzung,
deren 4 der Zivilkommiſſar ſchuldig hat, begeichnet.
Obwohl dem praktiſchen Juriſten Dr. Schreiber bekannt war,
oder doch bekannt ſein mußte, daß ein Beamter ohne
de h n nicht vom Amte entbundenwerden darf, hat er zugeſtimmt, daß Dr. Rive ohne Diſziplinar
verfahren, alſo auf widerrechtliche Weiſe, auf die
Ausübung des Amtes verzichten ſollte. Dr. Schreiber, der als
Zivilkommiſſar dafür zu ſorgen vorgab, daß die Ordnung
wiederhergeſtellt würde, hat auch nichts getan, um dem Ober
bürgermeiſter die baldige Ausübung ſeines Amtes wieder zu er
möglichen, d. h. er hat nicht dafür geſorgt, daß die gegen Dr. Rive
erhobenen Beſchuldigungen nachgeprüft wurden, er hat nicht die
Einleitung eines Diſziplingrverfahrens gen Rive beantragt, er
hat dieſen überhaupt im Ungewiſſen darüber gelaſſen, was man
ihm eigentlich vorwerfe. Vom 19. März bis zum 6. April hat
der Oberbürgermeiſter, ohne irgendwie zu wiſſen, welche Be
ſchuldigungen gegen ihn erhoben wurden, zwangsweiſe in
ſeiner Wohnung ſitzen müſſen. Erſt am 6. April erfuhr Dr. Rive
zufällig aus einer Notiz in der „Saalezeitung“, daß man
ihm zum Vorwurf mache, er habe keine Erklärung für die Re
gierung Ebert-Noske veröffentlicht und zugelaſſen, daß Polizei
organe Befehle des Garniſonkommandos ausgeführt hätten.
Nunbeantragte Dr. Rive ſelbſt das Diſziplinar-
verfahren gegen ſich, um dem S h Zuſtande
We ein Ende zu machen. Der Zivilkommiſſar aber ließ

ungeſetzlichen Zuſtand, für deſſen Eintreten er mitgewirkt
hatte, auch ruhig weiter beſtehen.

Zu Punkt 3.
Der inſpirierte „Saglezeitungs“ Artikel ſagt hierüber: „Un-

wahr iſt auch, wie uns bekannt iſt, daß Dr. Schreiber
am 19. März den Oberbürgermeiſter angewieſen hätte, die Ver
pflichtung der ſtädtiſchen Beamten nur auf die Verfaſſung zu
erſtrecken und nicht auch auf die Treue gegenüber der
alten Regierung. Dr. Schreiber hat in dieſer Hinſicht gar
nicht s angeordnet oder „angewieſen“.“ Es iſt außerordentlich

vorſichtig von dem inſpirierten Artikel, mit Bezug auf dieſe
w 1 zu betonen „wie uns bekannt iſt“! Denn
durch dieſen Paſſus erhält die „Saalezeitung“ die Möglichkeit,
hinterher zu erklären: „Ja, es iſt uns eben nicht bekannt ge
weſen, wir haben doch gleich geſagt: „wie“ uns bekannt iſt!
Es ſteht nämlich feſt, was wir ſchon in Nr. 274 der „H. Z.“ zu
Punkt 2 ausführtemn:

a) Der Bezirkskommiſſar Genoſſe Krüger- Merſeburg hat am
17. März den Oberbürgermeiſter angewieſen, alle Beamten der
Stadt ſFhriftlich zu verpflichten, daß ſie die Verfaſſung
wahren und treu hinter der alten Regierung ſtehen.
Dr. Rive hat darauf ſofort veranlaßt, daß dieſe Anweiſung aus
geführt würde. Jb) Am 19. dagegen der Zivilkommiſſar Dr. Schreiber
dem Oberbürgermeiſter Dr. Rive mitgeteilt, daß die ſtädtiſchen
Beamten nur auf die Verfaſſung zu ichten ſeien,
nicht aber auch auf die alte Regierung, weil zu
dieſer auch Noske gehörte, und die unabhängigen Stadträte es
abgelehnt hätten, zu erkläven, ſie hinter der alten Re
gierung ſtänden. Bei dieſer Mitteilung hat Dr. Schreiber aus
drücklich betont, daß er im Einverſtändnis mit ſeinem Kollegen

e.

u
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Artikels, in Ausdrücke wie „Hetze“, „heuchleciſche
Haltung“, „leichtfertige Verleumdung“ uſw. nur ſo durcheinander
ſchwirren, gehen wir nicht ein. Denn wer Pech bekommt

Finger. Das Schimpfen wollen wie den kraten
ü ſſen.

Die Angehörigen noch nicht heimgekehrter
Kriegsgefangener

aus dem Stadtkreiſe Halle und dem Saal-k reiſe halten, infolge einer durch die hiefigen Tageszeitungen
ergangenen Einladung des Juweliers Tittel, in deſſen Büro
räumen wöchentlich eine Verſammlung ab. Zu den bisherigen
Verſammlungen waren außer Angehörigen des hieſigen Arbeits
bezirks „Halle und Saalkreis auch viele ſolche aus anderen
Kreiſen, zum Teil aus weiter Entfernung, erſchienen, die um
die Erlaubnis zur Teilnahme baten und bitter darüber klagten,
daß ihre heimatlichen Hilfsorganiſationen ſie und ihre Kriegs
gefangenen im Stiche gelaſſen hätten, weil die Leiter dieſer
Organiſationen ihre Tätigkeit eingeſtellt hätten, nachdem ſie
ihre eigenen Kriegsgefangenen aus frangöſiſcher oder engliſcher
Kriegsgefangenſchaft zurückerhalten hatten. Auch die hieſigen
Angehörigen waren erbittert und meinten, daß das deutſche
Volk ſeine letzten Kriegsgefangenen, die für das Vaterland ge
kämpft und geblutet haben und zumeiſt ſchon 5—6 Jahre lang
in Gefangenſchaft leiden und ſchmachten müſſen, vergeſſen hätte.
Sie beanſtandeten es, daß die Empfangsausſchmückung auf den
hieſigen Bahnſteigen entfernt wäre, und daß die große Allge-
meinheit ſich für die Heimkehr der letzten unglücklichen Opfer
des Weltkrieges nicht im geringſten mehr intereſſierte, während
die früher heimgekehrten Kriegégefangenen von allen Seiten ſo
herzlich empfangen ſeien. Sie waren auch in dem Glauben, daß
ſeitens unſerer Regierung nicht genug zur Befreiung der zurüd
behaltenen Kriegsgefangenen in ibirien. Sowjet-Rußland,
Turkeſtan, Rumänien und Frankreich geſchehe und befürchteten,
daß auch die hieſigen Hilfsorganiſationen ihre Tätigkeit bald
einſtellen würden. Juwelier Tittel berichtete, daß die letzten
Bundesverſammlungen des Volksbundes zum
deutſchen Kriegs und Zihv und des
zur Befreiung der Kriegsgefangenen beſchloſſen

des levten deutſchen zu arbeidie verfügbaren Mittel der hiefigen Kriegs
dank dem Entgegenkommen der Einwohner

und Umgegend und beſonders unſerer ſtädtiſchen
ſparſamer Wirtſchaft bis zur Heimiehr des lehzlen

ſchaft
Behörden bei



wozu gegen 9000 Mk. benötigt werden ganzen
wäre vor Jahresfriſt durch die von ihm im Auftrage der Bahn
hofskommandantur und der Linienkommandantur veranſtalteten
Sammlung nur der Betrag von 7000 Mk. für die geſamte Aus
ſchmückung zuſammengekommen, und es wäre nicht zu hoffen,daß jetzt e die erforderlichen Mittel zuſammen zu bringen
ſeien. Er berichtete, daß die hieſige Eiſenbahndirektion auch
wiederholt die Entfernung der Dekoration und der Fahnen in
der Vorhalle verlangt hätte, und davon auf ſeine Bitten einſt
weilen nur auf Widerruf abgeſehen hätte. Die Verſammelten
waren der Meinung, daß man wenigſtens dieſe n
beſtehen laſſen möchte, bis ihre i nen daheim ſi
und beſchloſſen, dieſerhalb eine Bittſchrift an die zuſtändige Re
gierungsſtelle in Berlin zu richten. Herr Tittel trat auch der
Meinung entgegen, als ob von Seiten unſerer Regierung nicht
genug für die bisher zurückbehaltenen Kriegsgefangenen ge-
ſchehen wäre und verſicherte auf Grund ſeiner perſönlichen
Fühlungnahme während der letzten 6 Jahre, daß ſowohl von der
kaiſerlichen Regierung als auch von der jetzigen Regierung alles
getan wäre, was für die Kriegsgefangenen überhaupt möglich
geweſen wäre. Wenn vieles nicht erreicht worden wäre, ſo läge
dies an den ſchwierigen Verhältniſſen. Herr Tittel hob hervor,
es wäre auch beſonders vorteilhaft für die hieſigen Angehörigen
und ihre Kriegsgefangenen, daß hier bei uns in Halle die Arbeit
aller Fürſorgeorganiſationen in einer Hand liegt. Die Bundes
leitung des Volksbundes und des Frauenbundes in Berlin
ſchicken zu jedem ankommenden Schiffe ein Vorſtandsmitglied,
das die neueſten Berichte der Heinikehrer zuſammenſtellt und
die Adreſſen derjenigen ſammelt, die bereit ſind, Auskunft über
Zurückgebliebene zu erteilen. Bei der Kriegsgefangenenfürſorge
des Roten Kreuzes hier ſprechen alle Heimkehrer aus Halle und
Umgegend vor, um ſich für die Hilfeleiſtungen zu bedanken, und
alle erklärten ſich gern bereit, Auskunft über Zurückbehaltene
zu erteilen. Dazu wäre au auch die große Anzahl der
ſüddeutſchen, ſächſiſchen und thüringiſchen Heimkehrer bereit, die
von der hieſigen Kriegsgefangenenheimkehr auf ihrre Heimreiſe
über Halle erfriſcht werden. Jeden Empfang bewirkte er des
halb ſelbſt, um Berichte und Auskünfte zu ſammeln.

Die Wochenverſammlungen ſollen jeden Freitag vormittags
10 Uhr ſtattfinden.

Volksabſtimmung in Oſt- und Weſtpreußen
Dank an die Hallenſer. Begrüßung der Zurückkehrenden.
Nun ſind ſie hinaus gezogen in ihre bedrängte Heimat, die

Kreugzfahrer, geſchmückt mit dem Ordenskreuz, dem Zeichen
unter dem vor vielen hundert Jahren der deutſche Orden die
Kultur gen Oſten trug, um ihre Heimat mit dem Slimmzettel
gegen polniſche Raubgier zu verteidigen. Um den Abſtimmungs-
berechtigten die zu erwartenden Stravazen zu erleichtern und
ihnen den Glauben an den Sieg zu ſtärken, hatte der Verein
der Oſt- und Weſtpreußen unter gerreuer Mitarbeit
des heimattreuen Vereins der Oberſchleficr, denen in abſehbarer
Zeit der gleiche Kampf bevorſteht, Körperſchiften, Vereine
jowie die Preſſe zur Mitarbeit aufgerufen. Den Abordnungener Behörden und Vereine, dem Sängerbund an der Saale, den

Schülerinnenchöven und Muſtikkapellen, den jugendlichen Helfe-
rinnen und Helfern, die in aufopferungsvoller und tatkräftiger
Weiſe mitgeholfen haben. dankt die Arbeitsgemeinſchaft für
die Volksabſtimmung. Jhnen und den gütigen Cvendern von
Liebesgaben wird der Dank des ganzen Volkes ſicher ſein. Möge
ihnen die Gewißheit, an einer großen Sache mitgewirkt zu haben,
die beſte Belohnung ſein.

Nun heißt es am 18. und 19. d. M. die Zurückkehren-
den, hoffentlich als Sieger, zu begrüßen und bereits jetzt
neue Vorbereitungen für einen würdigen Empfang zu treffen.
Zuſagen über Beteiligung werden an den Verein der Oſt und
Weſtpreußen, der auch dieſe Veranſtaltung wieder in die Hand
nehmen will, nach der Auskunftsſtelle der Arbeitsgemeinſchaft für
die Vollsabſtimmung, Markt 24 (Wagegebäude), erbeten.

Reichsbanknoten zu 50 Mark vom 20. Oktober 1918 haben
auf Grund der Verordnung vom 4. Auguſt 1919 (R. G. Bl. S.
1866) ihre Eigenſchaft als geſetzliches Zahlungs
mittel bereits ſeit 10. September v. J. verloren; ſie
werden nur noch bis zum 10. September d. J. von der
Reichsbank ein gelöſt, für die mit dieſem Zeitpunkt jede Ein
löſungspflicht endet. Die Beſitzer ſolcher Noten werden in
ihrem eigenen Jntereſſe erneut an deren rechtzeitige Abliefe-
rung erinnert. Um Jrrtümew zu vermeiden, wird darauf hin
gewieſen, daß es ſich hierbei nur um die Reichsbanknote vom
20. Oktober 1918 mit der dunklen quadratiſchen Umrandung auf
der Vorderſeite, nicht aber auch um die 50 Marknote
30. November 1918 handelt.

Samilien- Nachrichten
Vermählungen: Ernſt Günther und Selma Meher,

Willy Schoch und Margarete Dietz
Todesfälle: Am 6. Juli Lehrer Otto Leuthner im

57. Lebensjahr. Am 4. Juli Max Blankenburg im
17. Lebensjahr. Am 5. Juli Anng Lorbeer geb. Lingel im
46. Lebensjahr. Am 6. Juli Ellg Ackermann im 29. Lebens
jahr. Am 6. Juli Gertrud Swietz a im 23. Lebensjahr.

„H. Sportberichte
Sportfeſt Kloſterſchule Roßleben. Seit jchrelanger ſtiller

Zeit hatte unſere alte Kloſterſchule vorigen Sonnabend einmal
wieder ein feſtliches Gewand angelegt und aus Nah und Fern
war ſo mancher gekommen, der ſich der alten Gaſtfreundſchaft der
Schule erinnerte. Auf dem wunderbar ſchattigen großen Park-
Spielhof wurden Stabübungen, Riegenturnen, Wettlauf, Wett-
ſprung, Wettwurf und Kürturnen geboten, den Schluß all der
ſchönen ſportlichen Leiſtungen bildeten eine Reihe Pyramiden-
ſtellungen. Den Lohn empfingen all' die friſchen turnfreudigen
deutſchen Jungen in dem dankbar geſpendeten Beifall ihrer Zu
ſchauer und vor allem in einer markigen Anſprache des Rektors
der Kloſterſchule. Den Siegern wurden aus dem Vermächtnis
eines auf dem Felde der Ehre gebliebenen ehemaligen Schülers
Hegenſcheid beſtimmungsgemäß Lorbeerkränze überreicht. Am
Abend gelangte Körners Nachtwächter zur Freilichtaufführung
und in der ſchön geſchmückten Turnhalle blieb alles noch feſtlich
den Reſt des Abends beiſammen.

Die deutſchakademiſche Fußballmeiſterſchaft wurde einem
eigenen Drahtbericht zufolge am Sonntag in Stuttgart zwiſchen
den Stuttgarter Kickers und dem Bonner Fußballverein zum
Ausrag gebracht. Die Einheimiſchen gewannen nach ausge-
glichenem Spiele mit 2:1, nachdem der Hampf bei Halbzeit 1:0
geſtanden hatte.

Die LawnTennisWeltmeiſterſchaft auf Grasplätzen in
Wimbledon brachte in der Schlußrunde der Damenmeiſterſchaft
der vorjährigen Siegerin Mlle. Lenglen- Frankreich den Sieg
über die Engländerin Mrs. Lambert-Chambers, die 6——8, 6-0
unter

vom

a ie Rhein Meiſterſchaft im Einer-Rudern kam gelegentlich

der Mannheimer Regatta unter ſtrömendem Regen zum Austrag
und endete mit einem leichten Siege von Börk Frankfurter
R. da ſein einziger Gegner Joedt (Gießener R.G.) nach der

Hälfte des Weges aufagh.

Provinz Sachſen
Der Ausnahmezuſtand in Gotha aufgehoben

Gotha, 7. Juli.
Nach Bildung der neuen Regierung iſft, wie unſer Sonder-

berichterſtatter aus Gotha drahtet, der Ausnahmezuſtand
für den Freiſtaat Gotha heute aufgehoben worden.

Kraftwagenperſonenpoſtlinie
Neuhaus--Sitzendorf

Die Reichspoſtverwaltung hat am 2. Juli die Kraftwagen
perſonenpoſtlinie Neuhaus-Sitzendorf eröffnet und da
durch eine weſentliche Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe
herbeigeführt.

Für die Reiſenden iſt es nunmehr möglich, bequemer und
ſchneller auf die Höhen des Thüringer Waldes ſowie nach den
ſeither beſonders vom Saaletal und von den Orten der Strecke
Erfurt Saalfeld ſchwer zu erreichenden lebhaften Jnduſtrie
orten Neuhaus, Lauſcha, Steinach, Köppelsdorf, Sonneberg,
Heslau und Koburg zu gelangen. Die Anſchlüſſe von dieſen
Orten in Richtung Oberweißbach bzw. Rottenbach, Stadtilm,
Arnſtadt, Rudolſtadt, Saalfeld uſw. ſind ebenfalls günſtig.
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n. Hohenmölſen, 7. Juli. (Sitzung der Stadtver-
ordneten.) Die Verſammlung beſchloß, die 50 Prozent
Kreisnachſteuer, die ſie bis jetzt verweigerte, doch zu zahlen, da
die Stadt durch neuerlichen Geſetzerlaß dazu verpflichtet iſt. Die
Verſammlung gab ferner zur Beſtellung von Kartoffeln für das
nächſte Erntejahr bei der Reichskartoffelſtelle ihre Zuſtimmung.

Das Hartobſt wurde für 4100 Mark t. Jm Vor
jahre betrug der Pachtpreis 1160 Mk.

Mansfeld, 7. Juli. (Auszeichnmung.) Dem Poſt
ſekretär Eſſer in Mansfeld, früher Vorſitzender der Orts-
gruppe Zeitz des Volksbundes zum Schutze der deutſchen Kriegs
gefangenen, iſt für ſeine Bemühungen in der Kriegsgefangenen-
fürſorge vom Demobilmachungsausſchuß des Roten Kreuzes zu
Magdeburg die Medaille für treue Kriegshilfe in der Provinz
Sachſen verliehen worden.

Jena, 7. Juli. (Jn einer Bekiriebsverſamm-
lung) der Geſchäftsangehörigen der Firma Karl Zeiß wurde
eine Entſchließung angenommen, die den Betriebsrat auffor-
dert, Feſtſtellungen zu machen, in welcher Höhe die Univer-
ſität Jena und andere Anſtalten aus dem Ertrag der
peven der Zeißſchen Belegſchaft die Exiſtenz mittel be-
ziehen,

Weimar, 7. Juli. (Aufhebung der Viehhandels-
verbände.) Jn der heutigen Sitzung des Landtages gab ge
legentlich der Ernährungsdebatten der Präſident des Thüringer
Ernährungsamtes, Geheimrat von Eichel-Streiber, bekannt, daß
er beim Staatsrat von Thüringen die Aufhebun der
Viehhandelsverbände in Thüringen mit der
Wirkung vom 1. Oktober ab beantragt habe. An der
Annahme des Antrages iſt nicht zu zweifeln. Damit ſchwindet
wiederum eine jener Kriegsmaßnahmen, die den thüringiſchen
Landwirten jederzeit ſo läſtig waren, daß ſie ihr keine Träne
nachweinen werden.

NMeiningen, 7, Juli. (Das Urkeil gegen den
Mädchenmörder) Schreppel, der in Rodach die 11jährige Roſa
Völker ermordet und Fleiſchteile von dem Mädchen verkaufte,
konnte noch nicht vollſtreckt werden, da die Scharfrichter von
Halle und München, die um Vollſtreckung des Urteils erſucht
wurden, erklärten, das Urteil nicht vollſtrecken zu können.

Volkswirtſchaft
Abdruck der mit einem 3 verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſſenangabe „Halleſche Zeitung geſtattet

Aktiengeſellſchaften
Jntereſſengemeinſchaft GelſenkirchenDeutſch-Luxemburg. Die

angekünigte enge Zuſammenſchließung dieſer beiden Montan-
gruppen iſt in vorgeſtrigen gleichzeitig abgehaltenen Aufſichts-
ratsſitzungen beider Geſellſchaften grundſätzlich beſchloſſen
worden. Vorbehaltlich der Zuſtimmung durch die beiderſeitigen
Generalverſammlungen ſoll mit Wirkung vom 1. Oktober 1920
ab auf die Dauer von 80 Jahren eine enge Jntereſſengemein-
ſchaft zwiſchen der Gelſenkirchener Bergwerks-Aktien- Geſellſchaft
und der Deutſch-Luxemburgiſchen Bergwerks- und Hütten
Aktien Geſellſchaft eingegangen werden. Ueber die Ausfüh-
rungen, mit welchen den beſchlußfaſſenden Aufſichtsräten
dieſer Zuſammenſchluß der beiden Geſellſchaften des näheren
begründet worden iſt, hören wir folgendes:

Die welt wirtſchaftlichen Verhältniſſe, beſonders aber die
wirtſchaftlichen Verhältniſſe Deutſchlands, haben ſich ſeit der
Zeit, in der die heutigen gemiſchten Konzerne entſtanden ſind,
gewaltig verändert. Wir werden in Zukunft die Ausfuhr von
Kohle und Roheiſen nach Möglichkeit vermeiden müſſen. Die
Notwendigkeit, im verarmten Deutſchland eine im Verhältnis
zur land wirtſchaftlichen Produktion viel zu zahlreiche Bevölke
rung durchzuhalten, erfordert, die Rohſtoffe und Halbfabrikate
im weiteſten Maße zu verfeinern und ſie dann zur Ausfuhr zu
bringen, ſo daß der ausländiſche Käufer nicht nur deutſche
Bodenſchätze erwirbt, ſondern auch möglichſt viel deutſche Arbeit
bezahlt. Dieſes Ziel erſtrebt auch die Jntereſſengemeinſchaft,
die zwiſchen Gelſenkirchen und Deutſch-Luxemburg geſchloſſen
werden ſoll.

Außer dieſem gemeinſchaftlichen Geſichtspunkt ergibt ſich
aus dem geplanten Zuſammenſchluß eine Reihe von beſonderen
Vorteilen für die bisher getrennt marſchierenden Unterneh
mungen. Was im vorliegenden Fall beſonders zu einem Zu
ſammenſchluß drängt, iſt der Umſtand, daß Gelſenkirchen als
gemiſchtes Werk durch den Verluſt ſeiner bedeutendſten Eiſen
werke nur noch einen Torſo darſtellt, während DeutſchLuxem-
burg zwar in ſich noch ein geſchloſſenes Ganzes bilden kann,
aber ebenfalls durch den Kriegsausgang in ſeiner Kohlen und
Erzbaſis erheblich geſchwächt iſt.

Die Vogtländiſche Maſchinenfabrik Plauen hat in ihrer
heutigen Hauptverſammlung einſtimmig den Antrag des Auf
ſichtsrates, durch Ausgabe von 10 000 neuer Jnhaberaktien zum
Nennwerte von je 1000 Mk. das Grundkapital der Geſellſchaft
von 10 Millionen auf 20 Millionen zu erhöhen, angenommen.

GSeldmarkt und Banken
Dresdner Bank. Die Generalverſammlung ge

nehmigte mit 211 734 Stimmen gegen 55 Stimmen die vor
gelegte Bilanz nebſt Gewinn und Verluſtrechnung, nach der
eine Dividende von 9 Prozent (i. V. 7 Proz.) ausgeſchüttet
wird, mit der Maßgabe, daß auf Vorſchlag der Verwaltung der
vorgeſehene Vortrag von 3738 108 Mk. um 2 Mill. Mark her
abgeſetzt wird. Dieſe 2 Mill. Mark ſollen unter dem Namen
Eugen-Gutmann Fonds zu einer Rücklage dienen, die
ausſchließlich für die Unterſtützungshilfe bedürftiger Angeſtellter
der Dresdner Bank und ihrer Angehörigen beſtimmt iſt. Es
wird ſich ein viergliedriges Kuratorium bilden, dem zwei Auf
ſichtsratsmitglieder und zwei Vertreter der Angeſtellten ange
hören werden, die dieſe Stiftung zu verwalten haben. Die
turnusgemäß aus dem Aufſichtsrat ausſcheidenden Mitglieder
wurden wiedergewählt. Ueber die Ausſichten wurde mit
geteilt, daß die erſten 6 Monate des Geſchäftsjahres weiter ſehr
lebhafte Geſchäfte und dementſprechende befriedigende Ergeb-
niſſe gebracht haben. Die fortgeſetzte Unkoſtenerhöhung
wird der Verwaltung aber ſchwere Sorgen bereiten, wenn

einmal die bisherige Umſatzſteigerung, die ein Gegengewicht

bildet habe, fortfale vStuttgarter Lebensverſicherungsbank a. G. ((Alte Stit
garter). Am 380. Juni 1020 fand im Vankgebäude die 65. och
liche Generalverſammlung ſtatt. Vertreten waren 1601 Stimme
Der Vorſtand der Bank Generaldirektor Dr. Leibbrand
richtete über die geſchäftlichen Ergebniſſe des Jahres 1919 d
verfloſſene Geſchäftsahr brachte in der Todesfallverſicher
einen Ueberſchuß von 7 120 042 Mk. einſchließlich der den
winnrücklagen der Verſicherten vorweg zugeſchriebenen Zin
im Betrage von 885 334 Mk. Von dieſem Ueberſchuß e
ſatzunggemäß 4676 081 Mt. in die Dividendenreſerve, wähn
1258 677 Mk. für den Dividendenergänzungsfonds vorgeſchi
wurden und der Reſt mit 300 000 Mk. dem Penſionsfonde
Bankbeamten zugewieſen werden ſoll. Dem Aufſichterat u
Vorſtand wurde einſtimmig Entlaſtung erteilt, die vorgeſchlagen
Verwendung des Ueberſchuſſes und die Bildung einer Vah
Reſerve von 8 Millionen Mark wurden genehmigt. Die ſabung
gemäß ausſcheidenden Auffichtsratsmitglieder wurden wied

Berliner Bsrlenberſchte
Börſenſtimmungsbild. Die ſchon geſtern an der Börſe m

beobachtende Realiſationsneigung machte ſich heute in etwa
verſtärktem Maße geltend, wofür man außer auf das Aug
bleiben der zweiten Käufer auch auf die geſtrigen über die e
handlungen von Spa vorliegenden Berichte hinwies. Statt
wurden namentlich piere realiſiert, bei denen n
auch durch das Bekanntwerden der Jntereſſengemeinſchaft e.
ſenkirchenDeutſchLuxemburg das bisher kurstreibende Momen
weggefallen iſt. Die HKurseinbußen betrugen bei Gelſenkirche
und Phönix bis über 10 Prozent. Daneben waren aber aug
Bismarckhütte und Hoeſch in gleiſtem Maße höher. Am S
fahrts und Elektromarkt waren neben vereingelten Kursbeſ,
rungen ebenfalls Kurseinbußen mäßigen Umfangs in de
Mehrzahl. Von ſonſtigen Papieren lagen Kali, Zellſtoff un
Waldorf feſt. Starken Schwankungen unterlagen Petroleum
werte. Erdöl ging von einer vorbörslichen Steigerung bis 1750
nieder auf 1525 und Deutſche Petroleum von 820 auf 790. Kolo,
nialwerte waren vernachläſſigt. Am Rentenmarkt iſt die Feſtig
keit der öſterreichiſchen und ungariſchen Papiere Hervorzuheben
Jm Verlauf nahm das Geſchäft mehrfach Anlauf zu einer g.
wiſſen Belebung. Die Kurſe konnten ſich indeſſen nicht über
un ktenbericht. Nachdem

Produ bereits geſtern am Hafermardie Preisſteigerung ſich nachbörslich nicht mehr ehe
konnte, gingen heute die Preiſe in ſcharfem Tempo wei
zurück weil zum Teil aus der Provinz viel Angebot zum beſt
möglichen Verkauf vorlag. In Hülſenfrüchten hat ſich bisher
noch nichts verändert. Jn Heu und Stroh

Berliner Metallnotierungen:
Berlin, 6. Juli. Preiſe für 1000 kg in Mark.

Angebot auf die Preiſe.

Rafſinade Kupfer 1075/1100 Banca-Straits-Billton
Elektrolytkupfer Zinn 4000/410Orig.-Hütten-Weichblei 475 99 h Hütten Zinn
Remeltid-Platten-Zink 590/600 99 ReinNickel 3600

ütten-Rohzink 360/375
rig.-Hütten-Alumin. 2100/2300

Hafernotierungen:
nländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mar!
agen loko ab Bahn 2800--8740 Man

ladeſtationen 2600--2500 Mark. Tep

Antimon-Regulus 72

Berlin, 7. Jul.
Ioko ab Speicher frei
s Abladung abenz

DeviſenNotierungen: Berlin, 7. Juli
Geld Brief Geld BrieAmſterd. Rotterd. 1326,15 1328.85 NewYork 37.60

Brüſſel-Antwerp. 341,15 34185 Paris 320,65 321Chriſtiania 636,85 63815 Schweiz 674,30 6751Kopenhagen 621,85 623,15 Spanien 600,40 6016
Stockholm 15 82985 Wien (altes) 2247 25Helſingfors 159,80 160,20 Oeſterreich abgeſt. 25,97
Italien 228,75 229,25Prag 84,90 51London 148,60 148,90 Budapeſt 23,62 33
Im freſen Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt
Deutsche Werte Deutsehe Deberse e- El4 S Deutsche Sechatz- Deutsche Erdö 1500,scheine VI--IX 74,50 Deutseche Gasgläni. 5000,
9 Deutsche Reichsanl. 33 o Fran a. ve; e

eutsche Waff. n. 2s 63.,90 Donnersmarkhüätte u 359753 v 60,25 Döring u. Lehrmann ln Konso i. o P r2 7 lberfelder Farben3 S 55,10 Engelhard BrauereiW S S Be4 Magdoeb. anl. asmotoren Deutz420 n Tüehs landeevatt- T Gebhardt u.
Uche Pfandbriefe Gebhardt u. König4 Preuss. Centr. Bod.- Gelsenkireh. Bergb. 727Ptandbriefe 9850 Glauziger Zuokerkr.4 Preuss. Hypot.-Bank- Hallesche Masch.-Fabr.Pfandbriefe 1911 99.50 Hanun. Masch.

4t, Dessauer Gas-Oblig. 98.50 Harpener Berg 317

4 v Er WAuslünd. Werte h4 Oesterr. Kron.-Rente Aer r ét zni4 Ungar. Gold-Rente 55, Rohenlohe r Sra 19004 Vngar. Kronen-Rente 29 40 Humbvoſgt Magen r
Risenbahn-Aktien: se-BergbanFfalveretadt Biankenb. 7975 Fahla- Porzellan
Halle-Hettstedter 61, aliw. AscherslebenSchantungbabn 657. Körbisd. Zueker-Akt. 157
Alig. Lokai-Str- 103. Kyffhäuserhütte sGr. Berl. Str. 130 50 ahmever u. Co.Magdeburger Str. B. I146, Panehnammer 277
Lux. d Heinrich. -B. r re aOrientbahn J 350-Linke u. RofmannSchiffahrts- Akt. 183 Ludwig Loewe I. Co. 5Kawmbg. Pakettanrt 253 Totbringer Nütte DaHambg.-Südamaerika r ſannesmannvröhren tHansa-Dampfschift 331, Maschinenfabr. Buekan 2
Nordd. Iioyd 1750 Obervetl. Tinenb. Bed.

J. v.Bank e e 151 1Berl. Handeisges. 20925 Orenstein u. Koppel rComm u. Diskontobank l6l, hönix-Bergb. 49Darmstädter Bank 153. Rhein Metall-Vorz.
Dess. Landesbank 770 hein Stahiwaren
P 930 Fiebeer Aontan um. 0 iPreedeer Bar, B. See reGredit-Anst. Leipzig 131.25 ositzer Zucker n
Mitteld. Kredithank angerhäuser Masch.v Privat-Bank 54 ugo Schneider u. Co.ational van t c ehueckert u. Co.Reiehebant 149 50 den m
Inäustrie- Aktien kattiner VuFauithgieggräuerei r c Mgen. Biertr e engAmmendorfer Papiert. Privt- De 21050Anhalter Koblen w. 23950 c hAnnaberger Steingut. W r Köln. Rot rBadische Anilin 47.75 e 96Bergmann Elekt. Akt. 227. anagtoft Elberk. 16.Beri. Masch.-Baun z o Wein Fran er x

ten JeanGhem. Fabrik Bnckan 386 ittener GuBstahl e
m e
Chem. v. Heyden eGonsolidation Schalke 895.- s uruht aptertabr v avl-Minen

aimler-MotorenDeutsch-ILuxemburg 287, Tendenz abgesehwäeht.

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortlich für Politik Helmut Böttcher für politiſche Nachrichten, Von
wirtſchaft und Sport: Hans Heiling: für den geſamten übrigen redaktionellen Teil
ErichSellheim. Anzeigenteil: i. V. Kurt Steinhauf, ſämtlich in Halle a
Otto Thiele, Buch und Kunſidruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle a.
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